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Die Zahl der Unternehmen mit paritätisch besetzten Auf-
sichtsräten in Deutschland ist im vergangenen Jahr weitge-
hend konstant geblieben. Zum Jahresende 2008 gab es 694
Unternehmen, die unter das Mitbestimmungsgesetz von
1976 fallen, ein Jahr vorher waren es 708. 35 Unternehmen
gingen in einem anderen auf oder wurden so klein, dass sie
nicht mehr zum Bereich der 1976er-Mitbestimmung zählen.
Dafür kamen 21 hinzu, die entweder neu formiert wurden
oder erstmals groß genug für die 1976er-Mitbestimmung-
pflicht wurden. Acht Unternehmen änderten ihre Rechts-
form, davon wandelte sich nur eins zu einer Europäischen
Aktiengesellschaft (SE). Die Größe eines paritätisch besetzten

Aufsichtsrates kann zwischen 12 und 20 Mitgliedern liegen.
In den meisten Aufsichtsräten größerer Aktiengesellschaften,
GmbHs, Genossenschaften, Kommanditgesellschaften auf
Aktien und Kapitalgesellschaften & Co. KG sitzen 12 Mit-
glieder. Das gilt für etwa zwei von drei Kontrollgremien. 14
Prozent der Aufsichtsräte haben 16 Mitglieder, in 19 Prozent
werden insgesamt 20 Mandate an Vertreter der Arbeitnehmer
und der Kapitalseite vergeben. Acht Gremien vergrößerten
sich 2008, ebenso viele reduzierten die Zahl der Mandate. �

*Quelle: Hans-Böckler-Stiftung 2009
Download und Quellendetails: www.boecklerimpuls.de
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EU-Recht

ÖffentlicheAufträge haben für
die Wirtschaft der Bundesre-
publik eine große Bedeutung,
2002 vergab der Staat Aufträ-
ge in Höhe von 17 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts. Wol-
len die Bundesländer die öf-
fentlichen Aufträge künftig
ausschließlich von jenen Un-
ternehmen erfüllen lassen, die
hiesigeTariflöhne zahlen, dann
müssen sie ihre Vergabege-
setze ändern. Das ist durch das
Rüffert-Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofes (EuGH)
nötig geworden. Mit dem Ur-
teil hat der EuGH die Gültig-
keit vonTariftreue-Regelungen
in den Vergabegesetzen der

Bundesländer eingeschränkt.
Laut EuGH dürfen die Länder
bei öffentlichenAufträgen die
Pflicht zurTariftreue nicht auf
Unternehmen anwenden, die
aus einem anderen EU-Land
Arbeitnehmer entsenden. Das
verstoße gegen die europäi-
sche Dienstleistungsfreiheit.
Bislang haben Hamburg und
Niedersachsen ihr Vergabe-
gesetz an die Rechtsprechung
des EuGH angepasst. In fünf
weiteren Ländern laufen par-
lamentarische Beratungen. Ob
die Bundesländer auf diesem
Weg die Tarifstandards stär-
ken, hängt von der Zusam-
mensetzung und den Leitlini-

en der jeweiligen Landesre-
gierungen ab. Wo sich eine
Landesregierung an den In-
teressen der Arbeitnehmer
oder des regionalen Mittel-
standes orientiert, strebt sie
eine Erneuerung des Verga-
begesetzes an. Das beobach-
tetenWissenschaftler der Uni-
versität Bielefeld, die für die
Hans-Böckler-Stiftung dasVor-
gehen der Bundesländer un-
tersucht haben.* Eher keine
Gesetzesnovelle wird es dort
geben, wo sich die Landespo-
litik an liberalen Leitbildern
ausrichtet.
Entscheiden sich die Länder
dafür, am Grundsatz derTarif-
treue festzuhalten, dann soll-
ten sie auch die Umsetzung
besser überwachen als bisher.
Das raten die beiden Profes-

soren Detlef Sack und Andre-
as Hänlein, die in der Praxis er-
hebliche Kontrolldefizite fest-
gestellt haben. „Mit Ausnah-
me der Stadtstaaten Bremen
und Hamburg ist es die Regel,
dass administrative Kontroll-
stellen fehlen oder mangelhaft
ausgestattet sind, während sie
einer unübersichtlichen Viel-
falt dezentralerVergabestellen
gegenüber stehen, denen der
Wille zur Umsetzung der Ta-
riftreue fehlt.“ Außerdem sei-
en häufig in den Ämtern die
anzuwendendenTarifverträge
nicht bekannt.
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Länder überarbeitenTariftreueregeln
Zwei Bundesländer haben ihreTariftreueregeln
EU-kompatibel gemacht. Fünf weitere sind dabei.


